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SPD-MdB Friese schreibt an Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren:

„Ehrenamtliches Engagement muß gewürdigt und honoriert werden“

Beim 27. Deutschen Feuerwehrtag am 24. Juni 2000 in Augsburg hatte Bundeskanzler Gerhard Schröder zugesagt, sich dafür einzusetzen, daß die „Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen“ für ehrenamtlich Tätige künftig bis zu einer bestimmten Höhe steuer- und sozialversicherungsfrei werden. Wie SPD-Bundestagsabgeordneter Harald Friese (Heilbronn) in diesen Tagen die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren im Landkreis und der Stadt Heilbronn schriftlich wissen ließ, gibt es jetzt konkrete Fortschritte in diese Richtung.

Denn die Bundesregierung habe, schreibt der Abgeordnete, „den in diesem Falle zustimmungspflichtigen Bundesländern den konkreten Vorschlag gemacht, den Kreis der Berechtigten erheblich auszuweiten und ab dem 1. Januar 2002 als Höchstbetrag 300 Mark im Monat für alle in Betracht kommenden Personen in gleicher Höhe zu gewähren, also pro Jahr 3.600 Mark steuer- und sozialversicherungsfrei“. Dadurch würden ehrenamtlich tätige Feuerwehrangehörige, andere ehrenamtlich Tätige und kommunale Mandatsträger gleichgestellt.

Friese: „Konkret hätte dies auch zur Folge, daß ein Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr, das ein weiteres ehrenamtliches Engagement als Übungsleiter, beispielsweise eine anleitende Funktion im Sport, wahrnimmt, nicht nur Anspruch auf die Steuerfreiheit von 3.600 Mark im Jahr als Feuerwehrmann hat, sondern auch auf die Steuerfreiheit von bis zu 3.600 Mark jährlich aufgrund der ehrenamtlichen Tätigkeit als Übungsleiter“. Das Ja der Bundesländer und Länderfinanzminister zu diesem Vorschlag stehe noch aus. Jetzt, betont der Abgeordnete, „liegt es an der baden-württembergischen Landesregierung, ihren Worten Taten folgen zu lassen“.

Friese weist weiter darauf hin, daß die SPD-geführte Bundesregierung die Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Engagement bereits in kurzer Zeit deutlich verbessert habe. So könnten auch Feuerwehrleute von der 50prozentigen Erhöhung der Übungsleiterpauschale von 2.400 auf 3.600 Mark jährlich und der Ausweitung des Berechtigtenkreises profitieren. Diese Pauschale, die im Herbst 1980 von der damaligen SPD-geführten Bundesregierung unter Bundeskanzler Helmut Schmidt in einer Höhe von 2.400 Mark jährlich eingeführt worden sei, „ist von 1983 bis 1998 nicht erhöht worden“. Frieses Kritik ist deutlich: „In den Jahren ihrer Regierungszeit haben CDU/CSU dieses Thema völlig ignoriert. Daß sich jetzt ausgerechnet diese Parteien mit nicht finanzierten Vorschlägen sozusagen zum ‚Retter des Ehrenamtes‘ aufspielen, ist schon aus diesem Grund der Gipfel der Unverfrorenheit.

Für notwendig hält Friese auch die Richtigstellung der Behauptung, die Neuregelung der sogenannten 630-Mark-Jobs durch die Bundesregierung habe dazu geführt, daß die Aufwandsentschädigungen für Feuerwehrleute steuer- und sozialversicherungspflichtig geworden seien. Diese Behauptung, wie oft auch immer sie wiederholt werden mag, sei falsch. Denn erstens richte sich die Steuer- und Sozialversicherungspflicht der „Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen“, also auch für Feuerwehrleute, nicht nach den Vorschriften der neuen 630-Mark-Jobs. Zweitens habe es eine generelle Befreiung der ehrenamtlichen Feuerwehrleute von der Sozialversicherungspflicht zu keinem Zeitpunkt gegeben.

Vielmehr habe eine Prüfung durch den Sozialversicherungsträger bei bayerischen Feuerwehren im Jahr 1999 ergeben, daß die dortigen Führungskräfte in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis stehen und damit nach den von Sozialversicherung und Rechtsprechung seit langem entwickelten Grundsätzen sozialversicherungspflichtig seien. Friese: „Ich möchte deshalb betonen, daß hier keine Rechtsänderung stattgefunden hat. Vielmehr ist es so, daß die bisherige Rechtsanwendung durch die Sozialversicherungsträger in einigen Regionen schlichtweg nicht mehr haltbar war“.

Alles in allem könne er feststellen, so das Fazit des Abgeordneten,, „daß mit der geplanten Neuregelung der Aufwandsentschädigungen ein Vorschlag auf dem Tisch liegt, der das ehrenamtliche Engagement, für das ich Ihnen herzlich danke und meine Anerkennung ausspreche, würdigt und durch die vorgesehene Steuerbefreiung honoriert“.
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